
Wien. Die SPÖ hat vergangenen
Mittwoch im Nationalrat gemein-
sam mit den Grünen und der FPÖ
die Erhöhung des Universitäts-
budgets für die Leistungsperiode
2019 bis 2021 um 1,35 Milliarden
Euro auf 11 Milliarden Euro be-
schlossen – gegen den Willen des
Noch-Koalitionspartners. Im ur-
sprünglichen Plan des ÖVP-ge-
führten Wissenschaftsministeri-
ums war vorgesehen, dass von
der Budgeterhöhung 510 Millio-
nen Euro für den Einstieg in die
Studienplatzfinanzierung aufzu-
wenden sind. Dieser zweite Teil
ist jetzt nur eine Zielbestimmung.
Die „Wiener Zeitung“ sprach mit
Oliver Vitouch, dem Präsidenten
der Universitätenkonferenz, über
die Zukunft der Universitäten.

■ ■ ■

„Wiener Zeitung“: Freuen Sie sich
darüber, dass die Budgeterhöhung
doch noch beschlossen wurde?

Oliver Vitouch: Der 28. Juni
ist tatsächlich ein Freudentag und
geradezu ein historischer Tag für
die 21 österreichischen Universi-
täten, weil wir damit Planungssi-
cherheit gewonnen haben, weil
die vorhandene Dynamik weiter-
hin genützt werden kann und
weil eine Zukunftsvorsorge ge-
troffen wurde.

Was verstehen Sie unter der „vor-
handenen Dynamik“?

Momentan gibt es eine große
Zahl an innovativen Projekten in
den Entwicklungsplanungen, die
aber nur dann umgesetzt werden
können, wenn man die finanziel-
len Mittel dafür auch sicherge-
stellt bekommt. Viele Länder in
Europa und auch in Asien legen
derzeit ein hohes Tempo vor, was
Investitionen in den Universitäts-
sektor anbelangt. Es geht jetzt für
Österreich darum, hier nicht ins
Hintertreffen zu geraten.

Der 28. Juni war also ein Freuden-
tag für die Unis.

Jetzt sind die Weichen gestellt
dafür, dass man den in den letz-
ten Jahren entstandenen
Schwung mitnehmen und etwas
daraus machen kann.

Das politische Streitthema kreist
jetzt darum, was tatsächlich be-

schlossen worden ist und was das
bedeutet.

Aus meiner Sicht ist die Sache
im positiven Sinn aufgegleist,
weil der erste große Schritt getan
ist und weil das Bewusstsein da-
für geschaffen ist, dass weitere
konsequente Änderungen im Sin-
ne einer sanften Systemumstel-
lung erfolgen müssen. Man könn-
te auch pessimistisch sagen, das
Geld ist jetzt da, aber die System-
umstellung ist in Wirklichkeit
nicht gewollt. Andererseits: Wenn
man das nicht wollte, hätte man
das nicht mit Zielkatalog und Um-
setzung bis 30. Jänner 2018 hin-
eingeschrieben. Jetzt steht eben
„Lenkungsmaßnahmen“ und
nicht explizit Zugangsregelungen
im Gesetz. Und ich habe auch von
Bundeskanzler Kern noch am 28.
Juni das Signal bekommen, dass
das Vorhaben so, wie es im Regie-
rungsprogramm steht, aus seiner
Sicht umgesetzt werden soll.

Es gibt den einen oder anderen
politischen Streit, wie das Finan-
zierungsmodell jetzt genau aus-
sieht, wie die Zugangsregelungen
beschaffen sein sollen, wie eine
bessere soziale Durchmischung
gelingt und auch wie die Vertei-
lung zwischen den verschiedenen
Universitätsstädten ist. Aber ich
bin zuversichtlich, dass man das
will und auch tun wird.

Das heißt, es wurde nicht nur das
Budget erhöht, sondern es wurde
ein Systemwechsel eingeleitet.

Ganz genau so. Aus meiner
Sicht kann man sagen, Sisyphos
ist arbeitslos und Schrödingers
Katze lebt. So richtig quickleben-
dig wird sie werden, wenn die
Mittel ab 2019 zu wirken begin-
nen.

Bundeskanzler Kern hat erklärt,
die SPÖ habe das von der ÖVP vor-
gelegte Konzept nicht annehmen
können, weil es unausgereift gewe-
sen sei. Außerdem gebe es noch im-
mer keinen Hochschulplan, den
das Wissenschaftsministerium
schon längst hätte vorlegen sollen.

Den österreichischen Universi-
tätsentwicklungsplan gab es bis-
her nur als Konzeptpapier. Im Mi-
nisterialentwurf, den die ÖVP vor-
gelegt hatte (der aber nicht be-
schlossen wurde, Anm.), ist von ei-
nem Universitätsentwicklungs-
plan die Rede, der mit den autono-
men Entwicklungsplänen der Uni-
versitäten zu einem abgestimm-
ten Hochschulplan führen soll.

Aber einen wirklichen Rah-
men, wo alle Beteiligten an einem
Strang ziehen und klar ist, wohin
die Reise gehen soll, gibt es nicht.
Es geht offenbar darum – so wür-
de ich die Kanzlerworte interpre-
tieren –, dass er sich eine abge-
stimmtere Planung vorstellt, wie
es im tertiären Sektor weiterge-
hen soll. Was können die Fach-
hochschulen? Was können die
Universitäten? Wie können wir ei-
nen Spitzensektor und gleichzei-
tig die Massenakademisierung in

einer ebenso effizienten wie ver-
nünftigen Art und Weise sicher-
stellen?

Das sind Fragen, die sich in ei-
nem vertrauensvollen koalitionä-
ren Klima sicher besser behan-
deln lassen als nach dem Ausru-
fen von Neuwahlen. Das Zutrauen
war nach dem 10. Mai sicher
nicht mehr so ausgeprägt, und zu-
sammen mit dem hohen Zeit-
druck hat das dann dazu geführt,
dass die Vollform der Studien-

platzfinanzierung nicht beschlos-
sen werden konnte, sondern diese
Zwei-Schritt-Variante daraus ge-
worden ist.

Sind damit auch Studiengebühren
vom Tisch? Diese hätten keinen
Einfluss auf die Unistruktur, son-
dern brächten einfach mehr Geld. 

Studiengebühren können
grundsätzlich immer zum Thema
werden. In der Debatte zum Uni-
Budget und zur Studienplatzfi-
nanzierung haben sie aber keine
Rolle gespielt. Es gilt auch bei den
Slogans zum freien und offenen
Hochschulzugang zu unterschei-
den. Denn „frei“ stellt ja auf die
Gebühren ab. Studiengebühren
sind aber nicht mehrheitsfähig,
und sie hängen mit einer Studien-
platzfinanzierung auch nicht zu-
sammen.

Gibt es für die Universitäten eine
Kapazitätsgrenze?

Es ist Aufgabe der Politik, mit
der Massenakademisierung struk-
turiert umzugehen. Wenn ich 50
bis 80 Prozent einer Alterskohor-
te im postsekundären Sektor ha-
be, braucht es eine Differenzie-
rung des Sektors. Man muss den
Jugendlichen je nach Neigung, In-
teresse und Kapazität ein passen-
des Angebot machen und auch ei-
ne passende Institution dafür be-
reit stellen. Das Problem in Öster-
reich ist, dass die Unis eine viel
zu breite Palette abdecken müs-
sen. Das ist mit den Studieren-
denzahlen von vor 30 Jahren ge-
gangen, aber das geht heute nicht
mehr. Das heißt, es braucht eine
Differenzierung im System.

Dafür bräuchte es wieder den
Hochschulplan.

Das ist richtig. Und dabei soll-
ten wir uns an internationalen
Best-Practice-Beispielen orientie-
ren. Reformbedarf gibt es jeden-
falls genug. ■

Von Brigitte Pechar

Oliver Vitouch, Vorsitzender der Rektoren, sieht die Unis auf dem Weg zu Zugangsregelungen. Was fehlt, ist ein Hochschulplan.

Schrödingers Katze lebt

Oliver
Vitouch (46)

Der Psychologe
und Kognitions-
wissenschafter
ist seit Oktober
2012 Rektor der

Alpen-Adria-Universität Klagen-
furt, seit Juni 2016 Präsident der
Österreichischen Universitäten-
konferenz. Foto: apa/Hans Punz

ZUR PERSON

W
Z-

M
on

ta
ge

; F
ot

o:
Fo

to
li

a/
E

ti
A

m
m

os

Ex-Minister Matin Bartenstein verteidigt
die Eurofighter-Gegengeschäfte Seite 10

Der Verfassungsgerichtshof kippt
das Bettelverbot in Salzburg Seite 10

Österreich droht damit, den Brenner
für Flüchtlinge dichtzumachen Seite 11

ÖSTERREICH ■
Mittwoch, 5. Juli 2017 9

ProgrammPunkte
morgen als ePaper
Jetzt 8 Wochen gratis lesen:

programm.wz.at

Lesen Sie morgen Ihr wöchentliches Kultur-
und Radioprogramm auf 12 Seiten als ePaper.

MKadi
Hervorheben

MKadi
Hervorheben

MKadi
Hervorheben

MKadi
Hervorheben

MKadi
Hervorheben


